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Schriftliche Frage  an die  Bundesregierung im Monat Dezember  2017  
Frage Nr.  38  

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

seitens  der  Bundesregierung beantworte ich  die  Frage wie folgt: 

Frage: 
Zu welchem Ergebnis kommt das vor  der  Entscheidung über  die  Bürgschaft  
des  Bundes für  den  KfW-Kredit für  die  insolvente  Air Berlin in  Auftrag gegebe-
ne Gutachten  der  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PwC  in  Bezug auf  die  Wert-
haltigkeit  der  Sicherheiten  von Air Berlin,  und wann lag das Ergebnis dem 
Bundeswirtschaftsministerium vor? 

Antwort: 

Bei  der  Prüfung  von  Anträgen auf Bundesbürgschaften bzw. —garantien ist  die  Ein-
bindung  der Expertise  eines Bundesmandatars Teil  des  Verfahrens. Aktuell ist  die  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PwC mit  der  Mandatartätigkеit beauftragt. 

PwC hat  am 17.  August  2017  eine Risikobewertung vorgelegt. Darin wurde darge-
stellt, dass  die  Rückführbarkeit  des  Massekredits im Wesentlichen  von den  zu erzie-
lenden Verkaufserlösen  von  Teilen  der  Vermögenswerte  der Air Berlin  Gruppe ab-
hängt. PwC war  in  seiner Einschätzung zu dem Ergebnis gekommen, dass  die  Höhe  
der  zu erwartenden Verkaufserlöse ausreichen müsste. Unter  der  Prämisse, dass  die  

fusionskontrollrechtlichen Verfahren innerhalb  der  vorgesehenen Zeitspanne abge-
schlossen werden können, sei laut PwC eine plangemäße Rückführung  des  zu ga- 



seiгezvо12 rantierenden Kredits hinreichend wahrscheinlich und  die  Garantieübernahme vertret-

bar. Um  den  Zugriff auf  die  Verkaufserlöse für  den  Bund sicherzustellen, hat PwC 

Kreditsicherheiten vorgeschlagen, insbesondere  die  Verpfändung  der  Geschäftsan-

teile  von  zum Verkauf vorgesehenen Tochtergesellschaften. 

Auf Basis  der  Bewertung  von  PwC ist  die  Bundesregierung zu  der  Auffassung ge-

langt, dass  die  Garantieübernahme mit Blick auf  die  Haushaltsrisiken vertretbar ist.  

it  freu dliche 	rußen 
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